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Das erſte Vierteljahr des Beſtehens unſeres 
Blattes geht zu Ende, und die andauernde 
Steigerung der Zahl unſerer Abonnenten giebt 
uns die erfreuliche Zuverſicht, den Beifall 
unſerer Leſer gefunden zu haben. Wir hoffen 
und dieſen Beifall durch die unveränderte 
Haltung unſeres Blattes auch fernerhin zu er⸗ 

alten. Wir erſuchen unſere Abonnenten, die 
Einen ihrer Abonnements bei den be⸗ 
treffenden Poſtanſtalten möglichſt zeitig zu 
bewirken, damit ſie ker leihen 1 
brechung regelmäßig erhalten. Gleichzeitig er⸗ 
En 15 Aer e durch größtmöglichſte 
Verbrettung 155 ee 
ihre Unter . 
wehe i Die Redaktion der Verfaſſung. 


Gemeinde und Kreisordnungen. 


In dem vierten Artikel unſerer Verfaſſung lauten 
die beiden erſten Sätze: „Alle Preußen ſind vor 
dem Geſetze gleich“ und „Standesvorrechte 
finden nicht ſtatt.“ Dieſen Sätzen haben wir 
manche wohlthätigen Veränderungen in unſeren Ge⸗ 
ſetzen zu verdanken. Insbeſondere iſt es nicht ch 


erlaubt, den geringeren Mann, wie es ehedem geſchah, 
für daſſelbe Vergehen anders und härter zu beta 
als den vornehmeren. Aber doch fehlt ſehr viel daran, 
daß in Wirklichkeit alle Standesvorrechte wirklich abe 
geſchafft und alle Preußen in allen Beziehungen vor 
dem Geſetze gleichgeftellt wären. 

orzugsweiſe ſind die Geſetze über die Gemeinde⸗ 
und Kreisordnungen nicht ſo beſchaffen, wie wir es 
emäß dem Artikel 4 der Verfaſſung erwarten könnten. 
Sie geben den Rittergutsbeſitzern Standesvorrechte, die 
ihnen eigentlich nicht mehr zukommen. Ferner geben 
55 den Stadtbürgern vielfach ein beffered Recht als 
en Landleuten, die nicht Rittergutsbeſißzer find. Sie 
ftellen außerdem die Bauern in den fechs öſtlichen 
Provinzen viel niedriger als die Banern im Rheinland 
und in Weſtfalen. 

* 


Die Geſetze von 1853 und 1856 geben den Stadt⸗ 
bürgern im ganzen preußiſchen Staate und ebenſo den 
ländlichen Beſitzern in Weſtfalen zwar nicht die volle 
und freie Selbſtverwaltung in Gemeinde und Kreis, aber 
fie gaben ihnen doch u. A. das Recht ihre Stadt⸗ und 
Gemeinde⸗Obrigkeit ſich ſelbſt zu wählen. In der Rhein⸗ 
provinz müſſen die Landgemeinden wenigſtens erſt be⸗ 
fragt werden, ehe der Landrath ihre Gemeindevorſteher 
ernennen darf; aber den ſechs öſtlichen Provinzen gh. 
es nicht ſo gut. Sie müſſen ſich Ai überall mit Erbe 
ſchulzen oder mit ſolchen Schulzen oder Dorfrichtern, 
Schoͤppen oder Gerichtemännern zufrieden geben, die 
ein Rittergutsbeſitzer oder ein Domänenverwalter über ſie 
ſetzt. Dabei haben ſie nicht einmal, wie in Rheinland 
und Weſtfalen, eine allgemein geltende Gemeindeordnung, 
die jeder Gemeinde das gleiche Recht giebt wie der 
anderen. Vielmehr 8 oft dicht neben einander 
die allerverſchiedenſten Ordnungen, und nur das haben 
ſie mit einander gemein, daß faſt nirgend von einer 
wirklichen Selbſtverwaltung die Rede iſt, und daß noch 
alle die alten Geſetze für ſie gelten, die ſchon vor ſechzig 
Jahren von den tüchtigſten Männern im Rathe des 
Königs nicht mehr für gut genug gehalten wurden. 

Der Landmann in den Sftliden Provinzen ift be 
gewiß kein ſchlechterer Mann als der Stadtbürger un 
als der Bauer in Rheinland und Weſtfalen. Dennoch 
wird ihm keine Gemeindeordnung gewährt, die ihm ein 
wirkliches Recht giebt und ihm wirklichen Nutzen ſchafft. 
Ja, er muß es außerdem ſich gar noch 5 laſſen, 
daß Jedweder, der ein Rittergut erbt oder kauft, zu⸗ 
gleich ſeine „Obrigkeit“ wird und die Polizeigewalt 
über ihn ausübt. Die Rheinländer und Weſtfalen 
(außer in einigen ſtandesherrlichen Gebieten) kennen 
ſchon lange keine Gutsobrigkeit und keine gutsherrliche 
Polizei mehr. Warum wird denn der Bauer in Pommern 
und Preußen, in Sachſen und Brandenburg, in Poſen 
und Schleſien ſo tief gegen die Stadtbürger und gegen 
die Rheiniſchen und Weſtfäliſchen Bauern herabgeſetzt? 
Selbſt wenn die Verfaſſung es billigte, ſo ſollte doch 
unſerm Rechts⸗ und Ehrgefühl eine ſolche Herabſetzung 
nicht geboten werden. 


Noch wichtiger als die Gemeindeordnung iſt für den 
Landmann die 1 nun Aber auch mit der 
ſteht es im Grunde nicht viel beſſer als mit den Ge⸗ 
meindeordnungen in den öftlichen Provinzen. Die Ritter⸗ 
utsbeſitzer haben im ganzen Lande nicht halb fo viel 
cker, aber auf den Kreistagen (wenn wir fie alle zu⸗ 
ammenrechnen) haben fie nicht weniger als ſieben Mal 
o viel Stimmen als die Bauern. So kommt es, daß 
aft auf keinem Kreistage die Bauern gegen fie auf 
kommen können, auch wenn die ſtädtiſchen Mitglieder 
auf der Seite der Bauern ſtehen. Die Bauern müſſen 
daher faſt überall bezahlen und leiſten, was die Ritter⸗ 
ae beſchließen, vorausgeſetzt, daß die Regierung 
ſelche Beſchlüſſe beſtätigt. Dazu kommt, daß die Bauern 
in Schleſien, Preußen, Brandenburg, Pommern und 
Sachſen ihre Paar Abgeordneten nur aus den Schulzen 
oder Dorfrichtern wählen del alſo aus Gemeinde⸗ 
beamten, die zum großen Theil durch die Ritterguts⸗ 
beſitzer ernannt ſind. In den drei anderen Provinzen 
findet wenigſtens eine freiere Wahl ſtatt. Ferner ſind 
die bäuerlichen und die ſtädtiſchen Kreistagsmitglieder 
in den ſechs öſtlichen Provinzen auch darin ſchlechter 
1 5 als in den weſtlichen, daß ſie bei der Erwählung 
ed Landraths gar keine Stimme haben. In jenen 
wählen nur die Rittergutsbeſitzer, in dieſen der ganze 
Kreistag. 

Ganz beſonders aber müſſen wir es tief beklagen, 
daß bei ſolchen Einrichtungen von einer wahren und 
wirklichen Selbſtverwallung der Kreiſe, und, in den 
öͤſtlichen Provinzen, auch der Landgemeinden gar nicht 
die Rede ſein kann. Und doch können Gemeinde und 
Kreis offenbar nur dann ſtets gut verwaltet werden, wenn 
alle jelbitftändigen angeſeſſenen Männer, ohne Unter⸗ 
ſchied des Standes, und nur nach Maßgabe der Achtung, 
die fie in Gemeinde und Kreis ſich erworben haben, 
einen thätigen und wirkſamen Antheil an der Verwal⸗ 
tung der Gemeinde- und Kreisangelegenheiten nehmen 
dürfen. Dürfen ſie es nicht, ſo leidet darunter, wie 
ſchon der große Miniſter Stein geſagt hat, der ganze 
Staat, und uicht blos die einzelnen Theile deſſelben. 

Wir haben aber noch etwas Anderes zu ſagen. 

Wenn wir uns über die nicht der Verfaſſung ent⸗ 
ſprechenden Standesvorrechte der Rittergutsbeſitzer be⸗ 
klagen, ſo wiſſen wir doch ſehr wohl, daß die 9 
der Bevorrechteten darüber eben ſo denkt, wie wir. Nur 
eine Minderzahl von ihnen gehört zu jener rückwärts 
ſtrebenden Partei, welche ganz allein die Schuld an 
allen dieſen Uebelſtänden krägt. Die Verfaſſung von 
1850 harte zwei Artikel, die heute ganz anders ausſehen 
als damals. In Artikel 42 war die obrigkeitliche und 
Polizeigewalt der Gutsherren für aufgehoben erklärt, 
und A tikel 105 beſtimmte u. A., daß die Gemeinden 
und Kreiſe ihre inneren und beſonderen Angelegenheiten 
ſelbſtſtändig und unter Mitwirkung nur von ge⸗ 
wählten Vertretern verwalten, und daß die Gemeinden 
an der Verwaltung der Ortspolizei Theil nehmen 
ers Su Ausführung dieſer Beſtimmungen wurde 
don am 11. März 1850 eine Gemeinde⸗ und eine 


Kreizordnung erlaſſen. Aber kaum war ein Anfang 


mit der Durchführung dieſer ad emadt, als die 
reaktionäre Partei einen ſolchen influß m Staate 
555 5 daß die weitere Durchführung verboten wurde. 

och hätte die reaktionäre Partei niemals ein wirkliches 
Geſetz zur Wiederherſtellung der alten Zuſtände erlangen 
können, wenn Bürger und Bauern bei den Wahlen der 
Jahre 1852 und 1855 nicht die Hände in den Schooß 
gelegt oder gar ſo geſtimmt hätten, wie die reaktionären 
Herren es verlangten. Bürger und Bauern haben es 
ſich daher ſelbſt zuzuſchreiben, daß bei beiden Wahlen 
Abgeordnete gewählt wurden, deren große Mehrzahl jo 
ziemlich Alles genehmigte, was die Reaktion verlangte. 
So kam es, daß im Jahre 1853 an die Stelle des 
Artikels 105 die nichtsſagende Beſtimmung geſetzt wurde, 
daß „die Vertretung und Verwaltung der Gemeinden, 
Kreiſe und Provinzen durch beſondere Geſetze näher be⸗ 
ſtimmt wird.“ Zugleich wurden durch ein neues Geſe 
vom 24. Mai 1853 die Geſetze vom 11. März 185 
aufgehoben, „die früheren Geſetze und Verordnungen 
über die e e ie in den ſechs öſtlichen 
Provinzen“ und die alten Kreisordnungen im Weſent⸗ 
lichen wieder hergeſtellt. Die 10 enannte Landraths⸗ 
kammer von 1856 gab dann noch im Jahre 1856 gar 
ihre Zuſtimmung dazu, daß die Aufhebung der obrigkeit⸗ 
lichen und Polizeigewalt der Gutsherren aus dem Artikel 42 
geſtrichen wurde. 

Seit dem Jahre 1858 hat das Land allerdings bei 
den Wahlen zum Abgeordnetenhauſe faſt überall feine 
Schuldigkeit ethan und dadurch wenigſtens eine noch 
weitere Berſchlimmerung in den Gemeinde- und Kreis⸗ 
ordnungen verhindert. Sollten aber die Wähler des 
Landes ſich jemals wieder zur Nachgiebigkeit gegen die 
bald jüßen, bald bitteren Worte der reaktionären Herren 
verführen laſſen, nun, jo wird es noch in dieſer Bezie⸗ 
hung viel ſchlimmer kommen, als es bis jetzt gekommen iſt. 
— -—ẽ—— ' cꝛ ͤ R .·ĩ· 


Politiſche Wochenſchau. 


Preußen. In der letzten Zeit find die Annektions⸗ 
erüchte wieder in den Vordergrund getreten, ia man hat 
ns das Stück Landes unſerer Weftgrenze bezeichnet, welches 
angeblich dem Kaiſer Napoleon für ſeine Einwilligung in die 
Vergrößerung Preußens verſprochen worden ift. Allerdings ver⸗ 
ißt man dabei, daß unſere Truppen nicht die einzige 
Beſetzung der Herzogthümer bilden, ſondern daß auch 
Oeſterreicher dort ſtehen, um das Recht ihres Kaiſers zu 
wahren. Mit welchem Preiſe man dieſen abfinden will, 
davon enthalten jene Gerüchte nichts, und da man in Wien 
ſchweruch gegen das bloße Verſprechen, ſpäter einmal viel⸗ 
leicht bei der Vertheidigung Venedigs zu helfen, die Ver⸗ 
größerung Preußens um zwei Herzogthümer mit Ruhe mit⸗ 
anſehen wird, ſo ſcheinen uns die Annektionstrauben ſehr 
ſauer zu ſein, da an ein Erkaufen der Fiete 
Oeſterreichs durch einen Theil Schleſiens doch. 
beſtimmt nicht gedacht wird. I. 
Der Empfang, welcher den aus dem Sean he heim⸗ 
kehrenden Truppen in Berlin geworden ift, war ein erzlicher 
und begeisterter, aber diejenigen irren ſich ſehr, welche daraus 


den Beweis einer veränderten Stimmung der Hauptſtadt im. 
Bezug auf die inneren Fragen herleiten wollen. Die Berliner 


und ebenſo die Bevölkerung bed. ganzen Landes denken noch 
15 ebenſo wie vor ke abren. Sie wiſſen, daß das 
bgeordnetenhaus treu und redlich darüber gewacht hat, daß 
die Beſtimmungen der beſchworenen Verfaſſung innegehalten 
werden, und ſie wiſſen auch, daß in Preußen trotz allen 
Anſtrengungen der Gegenpartei ſchließlich das verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht zur vollen Geltung kommen muß. 
Und in dieſem Glauben wird das Volk geſtärkt werden durch 
die Krieger, welche aus dem de e heimkehren, ſie werden 
alle, Mann für Mann, ihren Mitbürgern Jeugniß ablegen 
dafür, daß das Volk in der großen Frage, welche den Aus⸗ 
gangspunkt unſeres inneren Kampfes bildet, das Richtige 
getroffen hat, für ſeine alte Landwehr, welche ſchon einmal 
vor fünfzig Jahren das Vaterland gerettet hat, zu kämpfen. 
In der nächſten Woche findet hier in Berlin die Urtheils⸗ 
verkündigung in dem Polen prozeſſe ſtatt. Obgleich wir, 
wie unſere Leſer wiffen, nicht gewohnt find, ihnen andere als Ori⸗ 
inalartikel zu bringen, fo finden wir doch unſere Anſicht über die» 
ſen Prozeß in einem Artikel der Berliner liberalen Korreſpondenz“ 
0 trefflich wiedergegeben, daß wir einmal eine Ausnahme von 
ieſer Regel machen, unb den betreffenden Artikel hier folgen 
laſſen. „Die letzten Wochen des Prozeſſes“, ſo heißt es, 
„waren bekanntlich mit den Strafbeantragungen der Staats⸗ 
anwaltſchaft gegen die einzelnen Angeklagten und mit der 
Vertheidigung derſelben ausgefüllt. Es konnte nicht fehlen, 
daß bei Gelegenheit der einzelnen Anklagten die Hauptpunkte 
der Anklage Tier ſowohl von der Staatsanwaltſchaft als 
von der Vertheidigung wieder in Betracht gezogen werden 
mußten. Es wurden alfo die verſchiedenen Fragen von der 
Abſicht, den Aufftand nach Preußen zu tragen, deren Beweis 
die Staatsanwaltſchaft in der Betheiligung an dem Aufſtande 
gegen Rußland findet, die Frage des Komplotts u. ſ. w. 
noch ein Mal beſprochen. In dieſer Einzelverhandlung war 
die Staatsanwaltſchaft womöglich noch e als in 
der allgemeinen, weil es ſich hier um die Beibringung des 
thatſächlichen Materials eg. den einzelnen Angeklagten 
handelte, und natürlich die Bedeutung von Zeitungsartikeln 
u. ſ. w., mit welchen der allgemeine Theil der Anklage 
begründet war, ganz fort fiel. Die Lage der Staats⸗ 
anwaltſchaft war ſo bedrängt, daß ſie ſelbſt kein Geheimniß 
mehr daraus machte. Noch in den Schlußworten des letzten 
Tages geſtand fie die natürliche Ueberlegenheit der 
Vertheidigung zu, weil das vorhandene Material 
für die Anklage ſo ſparſam geweſen ſei. Unwillkürlich 
drängt ſich dabei der Gedanke auf, daß dieſer Umſtand der 
Anklage doch vor der Eröffnung der Verhandlungen bekannt 
Neige ſei, und daß dennoch 64 der Angeklagten, 
neh die gms Hälfte, über 1½ Sahr in der 
Unterſuchungshaft geſeſſen haben, die nach dem 
Verhör fogleich en find und gegen die die 
ing ſchließlich gar keinen Straf- 
antrag geſtellt hat. Der Vertheidiger Lewald verweilte 
in ſeiner glänzenden Schlußrede für die Vertheidigung, die 
gugenſcheinlich einen gewaltigen Eindruck auf die ganze Ver⸗ 


formt, auf die Staatsanwaltſchaft, die Richter, wie auf 
1 lagten machte, beſonders bei dieſem Punkte. Er zog 


e rallele mit dem erſten Polenprozeß im Jahre 1847, 
in welchem er auch ſchon als Vertheidiger mitgewirkt hat. 
Damals, ſagte er, ging aus dem Polenprozeß für unſer 
Rechtsweſen ein großes Reſultat hervor, nämlich: der volle 
Triumph des bis a immer noch peftrittenen öffentlichen 
und mündlichen Verfahrens. Er hoffe, 

ein anderes großes Refultat zur Folge haben würde, 
un. Nh fe ec UJ ani, nes Nr fur 
die perſsuliche Freiheit. Auf das Material hin, das 


daß diefer Prozeß 


11 5 in einer Reihe von Sitzungen geprüft ſei und das ſelbſt 
ie Staats anwaltſchaft für unzulänglich erklärt habe, feien 
dieſe Männer hier vor 1¼½ Jahren verhaftet und 64 von 
vn nach der Prüfung entlaffen, nachdem fie 11a Jahre 
ihrer Freiheit beraubt geweſen ſeien. Dann ging er 


die Stellung der Vertheidigung ſelbſt über. Die Vertheidiger 


eien bis auf Einen unter ihnen Deutſche, und fie vertheidigen 
änner, welche des größten 1 gegen Preußen und 
ei 


damit gegen Deutſchland angeklagt ſeien. Vie Vertheidi⸗ 
ung iv aber tief durchdrungen davon, daß die 
Angeklagten, Einer wie Alle und Alle wie Einer 


unſchuldig ſeien an dieſem Verbrechen, weil dieſes 
Verbrechen in dem ganzen Vorgange, um den es ſich handle, 
gar nicht exiſtire. Die Vertheidigung habe ſich aber au 
außerdem im Angeſicht des Materials das der Anklage zu 
Grunde gelegt ſei, ſagen müſſen: res tua agitur (es handelt 
ſich um deine eigene Angelegenheit). Denn in einer Zeit, in 
der die Parteikämpfe ſo ſtark ind, wo eine Reihe von Zei⸗ 
tungen täglich von dem Düppel im Innern reden, da läge 
der Gedanke an große Verfolgungen der einen Partei gegen 
die andere nahe, und ein Material, von der Bedeutung, 
wie es für dieſe Anklage beigebracht ſei, würde mit 
Leichtigkeit jede ſiegreiche Partei gegen die unter⸗ 
liegende beibringen können. — 

Man erwartet täglich die Bekanntmachung wegen der 
Einberufung des Landtages. Bekanntlich muß dieſe 
Einberufung nach der Verfaſſung bis Mitte Sauna 
erfolgen. 

In Bernkaſtel iſt bei der Erſatzwahl für den Abgeord⸗ 
neten Servatius der Abgeordnete Ronde Be En 
Derſelbe wird ſich der Fortſchrittspartei anſchließen. 


In Nakel iſt am 12. an Stelle des Abgeordneten 
v. Schlieper, der frühere Abgeordnete v. Sänger mit 168 
gegen 77 Stimmen, welche der Landrath und Wahlkommif⸗ 
15 Freymark erhielt, gas worden. Derſelbe gehörte 

üher der Fraktion Vinke an. Der Abgeordnete Keller, 
deſſen Mandatsniederlezung wir meldeten, hat nachträglich 
erklärt, daſſelbe behalten zu wollen. Das Mandat der Mit 
glieder der katholiſchen Fraktion Blum iſt durch Beförderung 
deſſelben erloſchen. 

„Der Kreisgerichtsrath Stettniſch in Küſtrin iſt im 
Disziplinarwege ſeines Amtes entlaſſen. 

In nee) ift die Wahl des Kaufmanns Wilh. 
Dehneel zum Rathsherrn nicht beſtätigt, und in der Perſon 
des Uhrmachers Linke von der Regier ung kommiſſariſch ein 
Nathsherr beſtellt worden. In Königsberg haben auf 
eine Anfrage des Oſtpreußiſchen Tribunals die Herren Juſtiz⸗ 
räthe Jakob, Tamnau und Stellter ihr Mandat als 
Stadtverordnete niedergelegt. Die Wahl des Abg. Aßmann 
zum Stadtverordneten in Liegnitz iſt beanſtandet worden. 

Schleswig⸗Holſtein. Während die proviſoriſche Regierung 
Preußens und Oeſterreichs in dieſem Lande eingeſetzt wird, 
ſcheint ſich die Zahl der Bewerber, welche auf den Thron 
Anſpruch machen, zu mehren. Außer dem Herzog Friedrich 
aus der Linie en e und dem Großherzog Peter 
von Oldenburg ſoll bekanntlich auch das Haus Hohenzollern 
(Preußen) Aurechte auf die eine Hälfte von Schleswig 
Holſtein haben, und gewiſſe Andeutungen laſſen faft vermuthen, 
daß man entſchloſſen iſt, dieſe Anrechte geltend zu machen, 
wobei allerdings die Rechtsgründe eine ganz ungeme ne Unter ⸗ 
ſtützung in dem Umſtande finden würden, daß die preußiſchen 
Truppen die Herzogthümer von den Dänen befreit haben 
mo lehr ute Beniyung, im venffelven ur am Aver 
ſpricht man von einer Geltendmachung der Anſprüche Preußens, 


ee tritt man in Wien mit der 1 auf, dort noch 
ſſere Anrechte an ganz Schleswig⸗Holſtein zu beſitzen. Uns 
ſcheint, offen geagt dieſer Streit und dieſe Berufung auf 
alte Pergamenke ein ziemlich unfruchtbares, und für die zweite 
Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts nicht mehr geeignetes 
Gebahren. Wem die Stimme des Volkes in Schleswig · 
Holſtein noch 1 7 deutlich genug geſprochen hat, der möge 
es noch einmal befragen, wen es zum Herzog wolle, aber 
in jedem Falle ſehe man davon ab, jetzt noch ein Volk wie 
eine Heerde Vieh zu verhandeln, und ihm einen Herrſcher zu 
geben, ohne es um ſeinen Willen zu befragen. 

Mecklenburg. Die Regierung hat den Magiſtrat von 
Roſtock angewieſen, fein freiſprechendes Urtheil gegen die der 
Mitglied ſchaft im Nationalverein Angeklagten in ein der vom 
Magiſtrat nicht für gültig anerkannten Miniſterialverfügung 
vom Jahre 1859 eee Straferkenntniß umzuändern. 
Die „Volks⸗Zeitung“ erinnert daran, daß im vorigen Jahr- 
hundert der mecklenburgiſche Herzog Karl Leopold die Mit- 
glieder des Raths von Roſtoct um ſie zum Verzicht auf die Rechte 
der Stadt zu bewegen, in die „blaue Stube des Rathhauſes 
einſperren und dort ſo lange heizen ließ, bis der Ofen⸗ 
deckel barſt und mehrere Rathsherren beſinnungslos nach 
Hauſe getragen wurden. Aber jene wackeren Männer 
beugten ſich nicht und folgten allein der Stimme 
ihres Rechtsbewußtſeins. 

Oeſterreich. In Wien hat eine Miniſterkriſis ee 
funden, weil das Miniſterium im Abgeordnetenhauſe bei 
der Frage, ob die Regierung demſelben eine Vorlage wegen 
Verhängung des Belagerungszuſtandes in Galizien m 
müfje oder nicht, in der Minderheit geblieben iſt. err 
v. cen oll entſchloſſen geweſen fein, feine Entlaſſung 
einzureichen, iſt jedoch auf den Wunſch des Kaiſers im 
Amte geblieben. 

Frankreich. Man hofft in Paris, daß durch die Frei⸗ 
ebung des Betriebes der Buchdruckerei die ſehr drückende 

reßgeſetzgebung einigermaßen erleichtert werden wird. 

Italien. Wie das Abgeordnetenhaus, ſo hat jetzt auch 
der Senat feine Zuſtimmung zu der September ⸗Konvention 
und zur Verlegung der Hauptſtadt nach Florenz gegeben. In 
Rom zeigt die Regierung noch immer keine Neigung auf die 
Verhandlungen wegen Errichtung einer päpſtlichen Armee 
und wegen Uebernahme eines Theiles der Schulden des 
Kirchenſtaates durch das Königreich Italien einzugehen. 

Nordamerika. Die Nachrichten vom Kriegsſchauplatz 
lauten fortwährend günſtig für die Nordſtaaten. 


Louis Napoleon über die preußiſche Wehrverfaſſung. 
Wahrhaft erſtaunlich iſt die Keckheit, mit welcher die 
feudale Partei die glückliche Beendigung des däniſchen Krieges 
für ihre Zwecke auszubeuten ſucht. Sie thut ſo, als ob die 
Stürmer von Düppel und die Eroberer von Alſen lauter 
Parteigenoſſen wären, die ihr Blut nur vergoſſen hätten, um 
das Regiment der bekannten „kleinen aber mächtigen Partei“ zu 
ſtärken. Auch die Trefflichkeit der Reorganiſation des Heeres 
ſoll, wie fie meint, durch die Tapferkeit unſerer Truppen fo 
klar gelegt worden fein, daß nun kein Widerſpruch gegen 
diefelke mehr möglich wäre. Wir wollem dieſem Grunde 
gegenüber die Anſicht eines Mannes hervorheben, dem man 
gewiß nicht Schuld geben kann, daß ſein Urtheil durch die 


Theilnahme am Streite der Parteien verblendet wäre. Aus 


der Ueberſchrift wiſſen unſere Leſer, daß wir den negenwärti« 
gen Kaiſer der Franzoſen meinen, einen Mann, deſſen un⸗ 
gemeine Urtheilskraft ſelbſt von ſeinen heftigſten Gegnern 


anerkannt wird, der außerdem durch die That bewieſen hat, 


daß er berechtigt ft, in militäriſchen Dingen eine Meinung 
auszusprechen. 

Der Nachfolger des Mannes von Jena und Leipzig) 
kommt in ſeinen Schriften wiederholt auf die preußiſche 
Fe e zurück, d. h., auf das Heerweſen Scharn 
gan und Gneiſenau's, welches, als er ſchrieb, noch in vollen 

hren beſtand. Louis Napoleon verweilt mit Vorliebe auf 
dem Gegenſtande, theils in ſeinem Geſammt⸗Glaubensbekennt⸗ 
niſſe, der „Napoleoniſchen Idee“, theils in beſonderen, zum 
Theil im Progres du Pas de Calais zuerſt veröffentlichen 
Aufſätzen, ſämmtlich aus den vierziger Jahren. Als leitender 
Gedanke zieht ſich durch alle dieſe Arbeiten eine warme An⸗ 
erkennung der volksthümlichen und bürgerfreundlichen Auf. 
faſſung des Heerweſens, welche die damalige preußiſche Wehr⸗ 
verfaſſung, wenigſtens im Geiſte ihrer Begründer, durchdrang. 
Das preußiſche Heerweeſen, meint Prinz Bonaparte (T. I. 5955 
biete unermeßliche Vortheile. Es laſſe die Unterſchiede ſchwin⸗ 
den, welche den Bürger und den Soldaten trennen, es gebe 
allen bewaffneten Männern daſſelbe Ziel: die Vertheidigung 
des vaterländiſchen Bodens. Es gewähre die Mittel, eine 
große Macht mit geringen Koſten aufzubringen. Es mache 
ein ganzes Volk befähigt, mit Erfolg einem feindlichen Ein⸗ 
falle zu widerſtehen u. 1 w. Aehnlich heißt es in einem 
Aufſaße über das franzöſiſche Heerweſen (I. p. 1 „Ein 
preußiſcher General“) habe eines Tages das Wort geſprochen: 
in einem wohlgeordneten Lande müſſe man nicht wiſſen, wo 
der Soldat aufhört und wo der Bürger anfängt.“ Darin 
liege die Philoſophie eines Syſtems, welches un- 
fehlbar von allen Mächten des Feſtlandes werde 
angenommen werden, da es den zeitgemäßen For⸗ 
derungen der europäiſchen Völker entſpreche. Der 
Prinz hat dabei natürlich den urſprünglichen Scharnhorſt'ſchen 
Plan im Sinne, in welchem, Angeſichts der bei den Ae 
und der Landwehr von 1813 gemachten Erfahrungen, die 
„Landwehrrekruten“ noch nicht als unpraktiſch galten. Er 
rühmt an einer anderen Stelle (Ueber das Rekrutfrungegeſetz, 
29. April 1843, II. p. 315), daß man in Preußen jenen 
Schacher nicht kenne, welcher den Namen eines 
weißen Sklavenhandels verdiene, und deſſen Weſen 
ſich durch die Worte ausdrücken laſſe: „Einen Mann erkaufen 
wenn man reich ſei, um ſich von dem Kriegs dienſte zu ber 
freien und dafür einen Mann aus dem Volke hinſenden, 
damit er an unſerer Stelle ſich todtſchießen laſſe.“ Sein 
Geſammturtheil über den Gegenſtand aber faßt er (I. p. 423) 
deutlich und Hanne in die Worte zuſammen: „So löſt das 
preußiſche Syſtem die Aufgabe materiell und moraliſch, denn 
nicht nur vom militäriſchen Standpunkte iſt dieſe Einrichtung 
vortheilhaft, ſondern auch unter philoſophiſchem Geſichtspunkte 
verdient ſie bewundert zu werden, weil ſie jede Scheidewand 
wiſchen dem Soldaten und dem Bürger zerſtört, und weil 
ie das Gefühl jedes Mannes erhebt, indem ſie ihn lehrt, 
daß die Verteidigung des Vaterlandes feine erfte Pflicht Hi.” 


Zu Artikel 99 der Verfaſſung. 


Da bekommen wir zum hundertſten Mal wieder zu leſen, 
daß in Preußen Alles herrlich und prächtig ausſieht. Auch 
die beſchworene Verfaſſung, ſagt der lobpreiſende Schreiber, 
ſteht in vollſter Kraft, nur in dem Einem Punkte nicht, der 


„) Die Auszüge aus den Schriften L. Napoleons und das 
dieſelben begleitende Urtheil haben wir entnommen aus der treff 
lichen Schrift von F. Kreyßig: gad. en e ranch 
Huch und Lfteraturgeſchichte.“ erlin. colat’fche 

uchhandlung. 
8 ”*) Es fh dies ein Ausſpruch Blücher s. 


Hierzu eine Beilage. 


. 


